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Der Bundesverband Deutscher Versiche-
rungskaufleute (BVK) hat sich vor dem 
Oberlandesgericht München mit seiner 
Rechtsauffassung gegen das Internetportal 
Check 24 durchgesetzt. Der BVK hatte im 
Herbst 2015 Klage wegen Verletzungen 
der Verbraucherschutzbestimmungen ein
gereicht. Das Portal muss jetzt vor dem 
Onlineabschluss einer Versicherung seine 
Kunden besser informieren und umfas
sender beraten als bisher. Zudem muss es 
deutlich mehr Informationen über den je
weiligen Kunden und dessen Bedürfnisse 
einholen und sich bereits beim Erstkontakt 
als Makler zu erkennen geben, der nicht 
nur Preise vergleicht, sondern als Online
Versicherungsmakler Provisionen be kommt.

Die ING-Diba und der Versicherungs 
RoboAdvisor Clark sind eine Kooperation 
eingegangen. Über die Webseite der ING
Diba erhalten die Kunden Zugang zum 
OnlineVersicherungsservice von Clark. Be
stehende Versicherungen lassen sich dort 
digitalisieren und geben die Möglichkeit, 
Versicherungen online zu  managen. Mit 
Hilfe des RoboAdvisors können die Kun
den beispielsweise Vorschläge von Verträ
gen mit besseren Konditionen erhalten.

Der Deutsche Sparkassen Verlag verkauft 
seine 51prozentige Mehrheit an der Elec-
tronic Payment Cards Gesellschaft für 
Kartenmanagement mbH (EPC) in 
Gmund am Tegernsee an die Giesecke & 
Devrient GmbH, München. Damit wird  
das bisherige Joint Venture eine alleinige 
Tochter von G & D. Ein entsprechender 
Kaufvertrag, der die drohende Insolvenz 
abwenden soll, wurde bereits im Februar 
2017 unterzeichnet. Ab dem 1. Juli 2017 
will die DSVGruppe keine weiteren Auf
träge zur Kartenproduktion mehr an das 
Unternehmen vergeben und sich am Markt 
an der ohnehin schon praktizierten Mehr
lieferantenstrategie orientieren. Begründet 
wird dies damit, dass EPC trotz eingeleite
ter umfangreicher Optimierungsmaßnah
men schon seit einigen Jahren nicht mehr 
wettbewerbsfähig habe produzieren kön
nen. Mit dem Verlust der Aufträge aus  
der Sparkassenorganisation wird die Ein
stellung des Betriebs von EPC in Gmund 
erforderlich. G & D prüft die Möglichkeit, 
Mitarbeiter zu übernehmen.

Das Bundeskartellamt hat nach derzeiti
gen Erkenntnissen keine kartellrechtlichen 
Einwände gegen die geplante Einführung 
einer neuen Zahlungsfunktion beim Inter

netBezahlverfahren Paydirekt, mit der 
Kunden künftig kleinere Geldbeträge von 
Handy zu Handy überweisen können. Auf
grund der Rolle von Paydirekt als kredit
wirtschaftliches Gemeinschaftsunterneh
men hat sich das Bundeskartellamt seit 
November 2016 mit dem Vorhaben be
fasst. Die neue Kooperation bringt aus 
Sicht des Amtes eine Verbesserung der 
Wettbewerbsverhältnisse auf dem Markt 
für InternetBezahlverfahren. Mit der Um
setzung dieses Vorhabens kann Paydirekt 
sein InternetBezahlverfahren um eine 
mobile Funktion ergänzen, die der Markt
führer Paypal und viele weitere Wettbe
werber schon seit geraumer Zeit anbieten. 

Die Liechtensteinische Landesbank (LLB) 
hat mit den deutschen Behörden im Steu-
erstreit um unversteuerte Vermögenswer
te deutscher Kunden eine Einigung erzielt. 
Sie leistet eine einmalige Zahlung von 
16,7 Millionen Euro an die Behörden in 
NordrheinWestfalen. Die Einigung gilt für 
alle deutschen Bundesländer.

Der Commerzbank AG wurde von der EIB
Gruppe, bestehend aus der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) und dem Euro-
päischen Investitionsfonds (EIF), eine 
Garantie von 90 Millionen Euro für ein 
Portfolio von Darlehen an europäischen 
Unternehmen im Umfang von 1,5 Milliar
den Euro gewährt. Durch diese Garantie 
wird Kapital frei, das die Commerzbank ge
mäß den EURechtsvorschriften zur Unter
legung ihrer Ausleihungen benötigt hätte. 
Sie kann somit weitere Finanzierungen im 
Betrag von mehreren 100 Millionen Euro 
an KMU und MidcapUnternehmen verge
ben. Laut der Vereinbarung übernimmt die 
EIB dabei im Rahmen einer synthetischen 
Verbriefungstransaktion mit der Commerz
bank das MezzanineRisiko, während der 
EIF der Commerzbank eine erste Garantie 
für ein bestehendes Portfolio von Auslei
hungen an Unternehmen stellt. 

Die Volksbank Griesheim und die Frank-
furter Volksbank streben eine Fusion an. 
Den Grundstein dafür haben die Vorstände 
der beiden Häuser mit Unterzeichnung 
 eines Kooperationsvertrages  gelegt. Bei er

folgreichem Verlauf der Kooperations phase 
ist eine Verschmelzung zum 1. Januar 2018 
geplant. An der regionalen Verankerung der 
Volksbank Griesheim soll sich nichts ändern 
So soll der Name der Volksbank Griesheim 
erhalten bleiben, den bestehenden Ge
schäftsstellen wird ein Bestandsschutz von 
mindestens 15 Jahren eingeräumt und für 
die übernommenen Mitarbeiter wird für 
fünf Jahre ein Verzicht auf betriebsbeding
te Kündigungen festgeschrieben. 

Das australische Investmentunternehmen 
Macquarie übernimmt für 1,7 Milliarden 
Pfund die britische Green Investment 
Bank (GIB), einschließlich 0,6 Milliarden 
Pfund an künftigen Finanzierungsverpflich
tungen für bereits bestehende Projekte. Ur
sprünglich wollte sich der britische Staat 
bereits im abgelaufenen Geschäftsjahr von 
bis zu 100 Prozent ihrer Anteile an der För
derbank trennen. Das Ziel der GIB, inner
halb der nächsten drei Jahre drei Milliarden 
Pfund in Projekte für erneuerbare Energien 
zu investieren, will der Käufer Macquarie 
mittragen. Nach der Transaktion wird das 
Volumen der neuen Einheit an grünen In
frastrukturprojekten und Vermögenswerten 
auf vier Milliarden Pfund beziffert.

Schroders gibt die Akquisition des 
 Schweizer PrivateEquityUnternehmens 
Adveq Holding bekannt. Mit der Übernah
me will der britische Vermögensverwalter 
im PrivateAssetsGeschäft wachsen und 
seine Ressourcen und Kompetenzen auf den 
Gebieten Immobi lieninvestments und Infra
strukturfinan zierung ausbauen. Adveq be
treut ein Be teiligungsvermögen von mehr 
als sieben Milliarden USDollar vorwiegend 
für schweizerische und deutsche Anleger. Fi
nanzielle Einzelheiten der Transaktion sind 
nicht bekannt. Die Übernahme soll im zwei
ten Halbjahr 2017 abgeschlossen werden, 
die Zustimmung der Wettbewerbshüter vor
ausgesetzt. 

Die US-Notenbank hat die Deutsche 
Bank zu zwei unabhängigen Geldstrafen 
verurteilt. Im Verfahren um die Verstöße 
mehrerer Großbanken gegen Bestimmun
gen des Devisenhandels in den Jahren der 
Finanzkrise wurde die Deutsche Bank zur 
Zahlung von knapp 137 Millionen USDol
lar verurteilt. Zusätzlich dazu fordert die 
Fed rund 20 Millionen Dollar wegen Frist
überschreitung bei der Beseitigung von 
Lücken im ComplianceProgramm der 
Bank, das die Einhaltung der Volcker Rule 
sicherstellen soll.
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